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32 c E - 11-17  
 

 
I. Vermerk:  
Familiensachen mit den Buchstaben A-H (ab 16.02.2026: A-F) werden in der Bearbei-
tung ab dem 01.01.2026 Richter am Amtsgericht Dr. Lennartz zugewiesen, der zu die-
sem Zwecke an das Amtsgericht Monschau teilabgeordnet wird. 
 
 
II. Beschluss: 
 

Geschäftsverteilung 
des Amtsgerichts Monschau im richterlichen Dienst 

 
– Geschäftsjahr 2026 – 

 
(Stand: 01.01.2026) 

 
 

Teil I: 
Allgemeine Regelungen 

 
A) Die Geschäftsverteilung erfolgt nach Dezernaten. 
 
B) Soweit die Geschäftsverteilung innerhalb der Dezernate nach Buchstaben erfolgt, 
gelten folgende Regeln: 
 
a) Maßgebend ist der Anfangsbuchstabe des Familiennamens des/der Angeklagten, 

Beklagten, Schuldners/Schuldnerin, Antragsgegners/Antragsgegnerin oder Be-
troffenen. In Kindschaftssachen nach § 151 FamFG (Gesetz über das Verfahren 
in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit), in 
Abstammungssachen gemäß § 169 FamFG (Gesetz über das Verfahren in Fami-
liensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit) und in 
Adoptionssachen nach § 186 FamFG (Gesetz über das Verfahren in Familiensa-
chen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit) richtet sich die 
Zuständigkeit nach dem Familiennamen des betroffenen Kindes.  

 
b)  Bei mehreren Angeklagten, Beklagten, Betroffenen usw. ist bestimmend der in al-

phabetischer Reihenfolge erste Name ohne Rücksicht darauf, ob er in der An-
klage, Klageschrift oder Antragsschrift an erster Stelle genannt ist. 
Versicherungen bleiben unberücksichtigt. 
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c)  Bei Familiennamen, denen eine oder mehrere getrennt geschriebene Vorsilbe(n) 
(von, von dem, Mc., de la u. ä.) vorangestellt ist bzw. sind, richtet sich die Zustän-
digkeit nach dem Anfangsbuchstaben des ersten großgeschriebenen Namens-
teils, der den Vorsilben folgt. Erworbene Titel (Dr. Professor u. ä.) bleiben außer 
Betracht. 

 
Bei zusammengesetzten Namen (z. B. Schwätzer ./. Adam-Schwätzer) ist in Fa-
miliensachen der gemeinsame Familienname maßgebend ("S"), im Übrigen der 
erstgenannte Teil ("A"). 

 
d)  Wird der Beklagte usw. durch mehrere Worte bezeichnet, z. B. bei Firmen, Gesell-

schaften, Vereinen usw., so ist der Anfangsbuchstabe des ersten Wortes maßge-
bend (z. B. “Niederdeutsche Bank“: N, “Aachener Stadtsparkasse“: A, “Stadt Mon-
schau“: St; bei Einzelkaufleuten ist maßgebend der Anfangsbuchstabe des Fami-
liennamens. Anreden (Fa. u. ä.) bleiben außer Betracht. 

 
e)  Ist eine Familiensache anhängig, ist für später anhängige Familiensachen, die 

denselben Personenkreis betreffen, das Dezernat mit der bereits rechtshängigen 
Sache zuständig; § 23b Abs. 2 S. 2-4 GVG (Gerichtsverfassungsgesetz) bleiben 
unberührt. Für Anträge nach §§ 54, 238, 239 FamFG (Gesetz über das Verfahren 
in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit) ist 
das Dezernat zuständig, das im früheren Verfahren das Urteil erlassen, die sons-
tige Entscheidung gefällt oder den Prozessvergleich protokolliert hat.  

 
f)  Für die Geschäftsverteilung ist der Zeitpunkt des Eingangs von Klage, Antrags-

schrift, Prozesskostenhilfegesuch usw. maßgebend, bei von auswärts abgegebe-
nen oder verwiesenen Sachen deren hiesiger Eingang. Nach dem maßgeblichen 
Zeitpunkt eingetretene Namensänderungen (etwa durch Heirat) sind belanglos. 
Als Namensänderung gilt nicht die bloße Richtigstellung der Parteibezeichnung (z. 
B. falsche Schreibweise, z. B. Bolzin statt Polzin, oder Verwechslung von Vor- und 
Familiennamen (etwa Günter Franz statt Franz Günter). 

 

g)  Soweit die Vertretung nicht gesondert geregelt ist, erfolgt eine Vertretung in der 
Reihenfolge des Dienstalters. Es vertritt die jeweils dienstälteste Richterin.  
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Teil II: 

Geschäftsverteilung im Einzelnen: 

 

Dezernat I:  Direktorin am Amtsgericht Maxrath-Brang 

(neben Verwaltungssachen) 

 

a) Verfahren in Familiensachen nach den Buchstaben I-Z, ab dem 16.02.2026: G-
Z (Bestand wie Neueingänge) 

b) Vormundschaftssachen nach den Buchstaben I-Z, ab dem 16.02.2026: G-Z 
(Bestand wie Neueingänge) 

c) Rechtshilfeersuchen in Familiensachen nach dem Buchstaben I-Z, ab dem 
16.02.2026: G-Z (Bestand wie Neueingänge) 

d) Entscheidungen über richterliche Ablehnungen nach § 45 Abs. 2 ZPO (Zivilpro-
zessordnung) in Zivil-, Zwangsvollstreckungs- und Zwangsversteigerungsver-
fahren  

e) Entscheidung über richterliche Ablehnungen in Nachlasssachen 
f) Entscheidungen über richterliche Ablehnungen nach § 6 Abs.1 FamFG (Gesetz 

über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwil-
ligen Gerichtsbarkeit) in Betreuungssachen 

g) Entscheidungen über richterliche Ablehnungen nach § 27 Abs.3 StPO (Straf-
prozessordnung)  

h) Entscheidung über richterliche Ablehnungen nach §§ 27 Abs.3 StPO (Strafpro-
zessordnung), 46 OWiG (Ordnungswidrigkeitengesetz) in Ordnungswidrigkei-
ten- und Erzwingungshaftsachen 
 

 
Geschäftsplanmäßige Vertretung: 

 Richterin des Dezernats III zu a) – c), d) betreffend Zwangsvoll-
streckungs- und Zwangsversteigerungsverfahren,  f) -h) 

 Richterin des Dezernats II zu d) betr. Zivilsachen, e) 
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Dezernat II:  Richterin am Amtsgericht Güldenberg    

(neben Vertretung in Verwaltungssachen) 

 

a) Vorsitzende des Wahlausschusses für die Wahl der Schöffinnen und Schöffen 
sowie Jugendschöffinnen und Jugendschöffen  

b) Verfahren vor dem Strafrichter einschließlich der Anträge auf Erlass von Straf-
befehlen 

c) Strafsachen gegen Jugendliche und Heranwachsende einschließlich der zuge-
hörigen VRJs-Verfahren 

d) Ermittlungsrichtertätigkeit gegen Erwachsene 
e) Ermittlungsrichtertätigkeit gegen Jugendliche und Heranwachsende 
f) Bewährungsaufsicht über Erwachsene 
g) Bewährungs- und Führungsaufsicht gegen Jugendliche und Heranwachsende 
h) Rechtshilfeersuchen in Strafsachen gegen Erwachsene, Jugendliche und Her-

anwachsende 
i) Betreuungssachen, Freiheitsentziehungs- und Unterbringungssachen ein-

schließlich Rechtshilfe  
j) Ordnungswidrigkeiten von Erwachsenen, Jugendlichen und Heranwachsenden 

einschließlich Rechtshilfe 
k) Erzwingungshaftsachen, auch betreffend Jugendliche und Heranwachsende  
l) Zwangsvollstreckungs- und Zwangsversteigerungssachen  
m) Güterichterin nach § 36 Abs. 5 FamFG (Gesetz über das Verfahren in Famili-

ensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit)  
n) Güterrichterin nach § 278 Abs.5 ZPO (Zivilprozessordnung)  
o) richterliche Entscheidungen nach dem PolG NRW (PolizeiGesetz Nordrhein-

Westfalen) sowie dem Ordnungsbehördengesetz NORDRHEIN-WESTFALEN 
an den Tagen, an denen der richterliche Eildienst übernommen wird 

p) Entscheidungen über Ablehnungen nach § 6 Abs.1 FamFG (Gesetz über das 
Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit) und § 113 FamFG (Gesetz über das Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit) In Verbindung mit 
§ 42 ZPO (Zivilprozessordnung) in Familiensachen 

q) alle sonstigen richterlichen Geschäfte, soweit sie nicht den Richterdezernaten 
I., III. und IV. zugewiesen sind 

 

Geschäftsplanmäßige Vertretung: 

 Richterin des Dezernates III  
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Dezernat III:   Richterin Prümmer 

 

a) Zivilsachen, Wohnungseigentumssachen, Rechtshilfeersuchen in Zivilsachen  
b) Nachlasssachen einschließlich Rechtshilfe 
c) Entscheidungen über Erinnerungen in Beratungshilfesachen 
d) richterliche Entscheidungen nach dem PolG NRW (PolizeiGesetz Nordrhein-

Westfalen) sowie dem Ordnungsbehördengesetz Nordrhein-Westfalen an den 
Tagen, an denen der richterliche Eildienst übernommen wird 

 
 

Geschäftsplanmäßige Vertretung: 

 Richterin des Dezernates II 
 

 
 
 
 
 
Dezernat IV:  Richter am Amtsgericht Dr. Lennartz 

a) Verfahren in Familiensachen (Bestand wie Neueingänge) nach den Buchstaben 
A-H, ab 16.02.2026: A-F 

b) Vormundschaftssachen (Bestand wie Neueingänge) nach den Buchstaben A-
H, ab 16.02.2026: A-F 

c) Rechtshilfeersuchen in Familiensachen (Bestand wie Neueingänge) nach den 
Buchstaben A-H, ab 16.02.2026: A-F 

 

Geschäftsplanmäßige Vertretung: 

 Richterin des Dezernates III 
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Bereitschaftsdienst 

1.  Der richterliche Bereitschaftsdienst wird an allen Tagen in der Zeit von 6.00 bis 
21.00 Uhr in Form der Rufbereitschaft wahrgenommen. Während der Dienststun-
den von montags bis freitags ist die geschäftsplanmäßig bestellte Richterin zur 
Erledigung der unaufschiebbaren Amtshandlungen zuständig. 

2.  Der Bereitschaftsdienst wird entsprechend des Bereitschaftsdienstplanes mit 
Gültigkeit ab dem 01.01.2026 versehen 

3.  Die Eildienstrichterin wird auch als Familien- und Jugendrichterin bestimmt. 

 

 

Das Präsidium des Amtsgerichts 

Monschau, den 16.12.2025 

Der Präsident des Landgerichts 

 

(Dr. Thole) 

 

Direktorin des Amtsgerichts    Richterin am Amtsgericht 

 

     (Maxrath-Brang)      (Güldenberg)  


